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EU-Osterweiterung

Soziales Netz hängt tiefer

Auch wenn die Europäische Union am 1. Mai dieses Jahres um zehn Staaten
wächst, werden die beschränkten Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigungen
für die neuen EU-Bürger in Deutschland bis 2011 bestehen bleiben. Das än-
dert allerdings nichts daran, dass selbst der Bezug von Sozialhilfe hierzulan-
de für viele Osteuropäer schon einen gewaltigen Einkommenssprung be-
deuten würde. So verdient ein polnischer Familienvater mit zwei Kindern, der
zum Mindestlohn arbeitet, nur ein Zehntel dessen, was ein Deutscher gerade
oberhalb der Sozialhilfeschwelle bekommt. Außerdem hängt das soziale Netz
im Osten Europas nicht nur wesentlich tiefer, sondern ist auch recht durch-
lässig. Langzeitarbeitslose und junge Leute etwa haben in Polen in der Regel
keinen Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung. Familienbeihilfe erhalten nur
Familien, denen pro Kopf im Monat umgerechnet weniger als 125 Euro Ein-
kommen zur Verfügung stehen. Diese Unterschiede in Sachen Sozialleistun-
gen könnten für manche Mittel- und Osteuropäer einen Neustart in Deutsch-
land erwägenswert machen – zumal gemäß EU-Recht jegliche Diskriminie-
rung von EU-Ausländern hinsichtlich sozialer und steuerlicher Vergünstigun-
gen verboten ist. Zu einer Belastung für das hiesige Sozialsystem werden
die Zuwanderer – dies gilt genau wie für die deutschen Staatsbürger – aber
erst dann, wenn sie oft arbeitslos werden und es lange bleiben. Daher führt
an einer gründlichen Reform der sozialen Mindestsicherung und des Arbeits-
markts kein Weg vorbei, damit sich das Arbeiten lohnt und die Menschen
nicht in der Sozialhilfefalle oder in der Arbeitslosigkeit hängen bleiben.

Waltraut Peter: Sozialleistungsansprüche von EU-Ausländern in Deutschland, in:
iw-trends 1/2004
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Sozialleistungen mit Anziehungskraft
EU-Osterweiterung

Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Soziale Mindestsicherung:
Große Unterschiede in Europa
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Ehepaar mit zwei Kindern im Alter von 5 und 11 Jahren, in Euro pro Monat

Sozialhilfe

Arbeitslosengeld

Arbeitslosenhilfe

Kindergeld

Erziehungsgeld

Stand: Oktober 2003
Ursprungsdaten: BMFSFJ, BMGS, BMWA, Portugiesisches Sozialministerium, Deutsches Auswärtiges Amt in Warschau

Bemessungsgrundlage für Arbeitslosengeld
und Arbeitslosenhilfe ist hier ein Einkommen
auf dem Niveau der Sozialhilfeschwelle. Das

ist das Erwerbseinkommen, bei dem der
Sozialhilfeanspruch verloren geht. Bei Be-
dürftigkeit werden beide Transferleistungen

auf das Sozialhilfeniveau aufgestockt. 

Sozialhilfe

Arbeitslosengeld

Arbeitslosenhilfe

Kindergeld

Erziehungsgeld

Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe sind
mindestens so hoch wie der gesetzliche
Mindestlohn; bei Bedürftigkeit werden

beide Transferleistungen auf das Sozialhilfe-
niveau aufgestockt. Die Sozialhilfe wird

um Wohngeld ergänzt, falls die Miete
mehr als ein Viertel der Hilfe ausmacht.

Sozialhilfe

Arbeitslosengeld

Arbeitslosenhilfe

Kindergeld
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Das Arbeitslosengeld ist ein steuer-
pflichtiger Festbetrag, der nach der Dauer

der vorherigen Beschäftigung (hier 18 Mo-
nate) gestaffelt ist und bei Bedürftigkeit

auf das Sozialhilfeniveau aufgestockt wird.
Arbeitslosenhilfe gibt es nicht. 
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Arbeitnehmer kennen in der Eu-
ropäischen Union keine Grenzen. Je-
der zahlt dort, wo er beschäftigt ist,
in die Sozialkassen ein und erwirbt
damit Ansprüche. Das gilt – nach ei-
ner Übergangsfrist von sieben Jah-
ren – auch für die Bürger der Bei-
trittsländer. Deutschland dürfte we-
gen seines üppigen Lohnniveaus und
des dicht geknüpften sozialen Netzes
besonders locken. Solange die Zuwan-
derer Arbeit haben und behalten, ist
das kein Problem.*)

Dass das der Fall sein wird, daran
schienen die hiesigen Europapolitiker al-
lerdings nicht sehr fest zu glauben. In
den Beitrittsverhandlungen setzten Deut-
sche und Österreicher deshalb durch, dass
die beschränkten Aufenthalts- und Ar-
beitsgenehmigungen für die neuen EU-
Bürger bis 2011 bestehen bleiben. Das
ändert allerdings nichts daran, dass selbst
der Bezug von Sozialhilfe in Deutsch-
land für viele Osteuropäer schon einen

gewaltigen Einkommenssprung bedeu-
ten würde (Grafik). Die Kluft in puncto
soziale Mindestsicherung und unterste
Verdienstgrenzen ist teilweise gewaltig:

Ein polnischer Familienvater mit
zwei Kindern, der zum Mindestlohn
arbeitet, verdient nur ein Zehntel ei-
nes Deutschen, der gerade eben ohne
Sozialhilfezuschuss auskommen muss.

Ein Portugiese in derselben Situati-
on erhält gerade doppelt so viel wie der
Pole. Allerdings sind die Lebenshal-
tungskosten in Polen und Portugal um
die Hälfte bzw. 20 Prozent günstiger.

Auch das soziale Netz hängt in bei-
den Ländern wesentlich tiefer und ist
zudem recht durchlässig. Langzeitar-
beitslose und junge Leute etwa haben in
Polen meist keinen Anspruch auf Ar-
beitslosenunterstützung.

Ob sich die Bewohner der anderen
EU-Mitgliedstaaten dazu durchringen
können, in der Ferne einen Neustart zu
versuchen, hängt auch davon ab, welche

Sozialansprüche sich erwerben lassen.
Gemäß EU-Recht ist die Diskriminie-
rung von EU-Ausländern hinsichtlich
sozialer und steuerlicher Vergünstigun-
gen verboten. Einmal erworbene An-
sprüche an die Sozialversicherungen
können exportiert werden.

Wie das im Detail aussieht, veran-
schaulicht das Beispiel einer portugie-
sischen Familie, die innerhalb der EU
aktuell mit der schwächsten sozialen
Absicherung vorlieb nehmen muss:
– Ein Portugiese, der daheim Arbeits-
losengeld bezieht, kann sich dieses drei
Monate lang von einem deutschen Ar-
beitsamt auszahlen lassen. Er hat je-
doch keinen Anspruch auf Sozialhilfe,
Wohn- oder Kindergeld.
– Das ändert sich, sobald der portugie-
sische Familienvater eine sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung aufnimmt,
selbst wenn er die Arbeit nur einen Tag
behält. Hat er zuvor in Portugal minde-
stens ein Jahr gearbeitet und Beiträge in
die dortigen Sozialkassen gezahlt, be-
kommt er in Deutschland bereits nach
einem Tag im Job Arbeitslosengeld auf
hiesigem Niveau, einschließlich der
Kranken-, Renten- und Pflegeversiche-
rungsbeiträge. Wohngeld und Sozialhil-
fe kann er dann ebenfalls beantragen.
– Findet der Portugiese eine dauerhaf-
te Anstellung, zahlt er genauso viel Steu-
ern und Beiträge wie der deutsche Fa-
milienvater. Auch die Steuerfreibeträge
sind gleich. Einige Sozialleistungen
kommen den deutschen Fiskus billiger,
solange die Familie noch in Portugal
wohnt: Sozialhilfe bekommt nur der
Vater. Die deutsche Kindergeldkasse
braucht das niedrigere portugiesische
Kindergeld lediglich auf hiesiges Ni-
veau aufzustocken. Die Krankenversi-
cherung des Mannes überweist jeden
Monat 60 Euro an den portugiesischen
Sozialversicherungsfonds für die Ge-
sundheitsversorgung der Familie. In
Deutschland würden sie pro Kopf durch-
schnittlich 168 Euro kosten.

Vgl. Waltraut Peter: Sozialleistungsansprüche von EU-Aus-
ländern in Deutschland, in: iw-trends 1/2004
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